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Vereinbarung für Kost und Logis zwischen Verbeiständetem und Beistand
Sachverhalt

Wir haben bei einem volljährigen Kind eine kombinierte Beistandschaft errichtet und die Eltern des Mädchens als Beistände eingesetzt.  Nun haben wir den ersten Rechenschaftsbericht erhalten, woraus ersichtlich ist, dass die Eltern dem Kind einen monatlichen Betrag von Fr. 1'000.-- für Kost und Logis berechnen. (Das Kind ist während des Tages in einer Institution, am Abend, am Wochenende und in der Freizeit zu Hause bei den Eltern.) Müssen wir jetzt im Rahmen der Berichtsgenehmigung die von den Eltern bezogene Entschädigung als "Vertrag zwischen Mündel und Vormund" im Sinne von Art. 422 Ziff. 7 ZGB prüfen und genehmigen und der Aufsichtsbehörde auch noch zur Genehmigung zustellen oder handelt es sich hier um eine Vereinbarung, die nur zum Vorteil der Tochter ist (meiner Meinung nach gegeben, da jede Fremdbetreuung mit Sicherheit teurer wäre) und welche gemäss Basler Kommentar keiner Zustimmung durch die Aufsichtsbehörde bedarf.  Nehmen wir in diesem Fall bei der Genehmigung von der Regelung einfach "Vormerk"?

Erwägungen

1. Gemäss Art. 422 Ziff. 7 ZGB bedürfen Verträge zwischen dem Vormund und dem Mündel der Zustimmung der Vormundschaftsbehörde sowie der vormundschaftlichen Aufsichtsbehörde. Gleiches gilt für Verträge zwischen der verbeiständeten Person und dem Beistand (Art. 367 Abs. 3 ZGB; Basler Kommentar ZGB I-Geiser N 7 und 33 zu Art. 421/422; Deschenaux/Steinauer, Personnes physiques et tutelle, N 1132).

2. Keiner Zustimmung bedürfen solche Verträge, wenn sie der betreuten Person nur Vorteile verschaffen. Gemeint ist damit nicht, ob der Vertrag für das Mündel vorteilhaft sei, sondern ob es sich durch den Vertrag in keiner Art verpflichte, sondern nur Vorteile ziehe. Das ist beispielsweise der Fall, wenn der Beistand das Mündel beschenkt. Sobald die betreute Person aber eine Gegenleistung erbringen muss, kann nicht mehr von ausschliesslichen Vorteilen im Sinne der Doktrin gesprochen werden. Es geht dann dem Sinn von Art. 422 Ziff. 7 ZGB nach gerade darum, durch die vormundschaftlichen Behörden prüfen zu lassen, ob die Vereinbarung im Interesse des Mündels sei, d.h. ihm Vorteile bringe. Andernfalls ist der Vertrag nicht zu genehmigen.

3. Die Verrechnung einer Unterkunfts- und Verköstigungsentschädigung durch die Eltern, welche gleichzeitig Beistand sind, bedeutet eine klare Verpflichtung und finanzielle Belastung für die verbeiständete Person und fällt damit nicht mehr unter die Kategorie der ausschliesslichen Vorteile. Zudem können die Eltern als Beistände nicht zwischen sich selbst und dem Kind, vertreten durch sie, eine Vereinbarung treffen, weil dies einem Selbstkontrahieren gleichkommt, wozu ihnen die Vertretungsmacht fehlt (BGE 107 II  105, 108 ff.).

4. Im vorliegenden Fall ist zu prüfen, ob die Vereinbarung den Interessen der verbeiständeten Person entspricht.  Vermutlich ist davon auszugehen. Wenn genügend Informationen vorliegen, kann die Vormundschaftsbehörde die Vereinbarung ohne Bestellung eines Kollisionsbeistandes zuhanden der vormundschaftlichen Aufsichtsbehörde genehmigen (Berner Kommentar Schnyder/Murer, N 59 ff. zu Art. 361 und N 36 zu Art. 392 ZGB). Damit verfügen die Eltern über einen rechtsgültigen Titel, um die Entschädigung für Kost, Logis und Betreuung beziehen zu können, andernfalls würden sie dem Kind unrechtmässig Einnahmen vorenthalten. Es ist also auch in ihrem Interesse, Art. 422 Ziff. 7 ZGB nachzuleben.

Mit freundlichen Grüssen

Kurt Affolter

Lic. iur., Fürsprecher und Notar

Ligerz, 23. Februar 2007
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